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Verkehrsverbindung: 

Zu erreichen mit den Straßen-

bahnlinien 3, 6, 7, 8, 13 

 

Für Besucher mit Behinderungen 

befinden sich gekennzeichnete 

Parkplätze am Königsufer. 

Für alle Besucherparkplätze gilt: 

Bitte beim Pfortendienst melden. 

  

Bitte beachten Sie die allgemei-

nen Hinweise zur Verarbeitung 

personenbezogener Daten durch 

das Sächsische Staatsministe-

rium für Infrastruktur und  

Landesentwicklung zur Erfüllung 

der Informationspflichten nach der 

Europäischen Datenschutz-

Grundverordnung auf 

www.smil.sachsen.de 
 

Die Staatsministerin 

 
 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 

 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Bernd Rudolph (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/5973 
Thema: Sicherheitslage im sächsischen ÖPNV nach dem tödlichen  

Angriff auf einen Zugbegleiter 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt: 
 
„Der gewaltsame Tod eines Zugbegleiters in Rheinland-Pfalz hat  
bundesweit eine erneute Diskussion über die Sicherheit von Beschäf-
tigten im öffentlichen Personennahverkehr ausgelöst. Für eine sachge-
rechte Einordnung der Situation in Sachsen ist eine aktuelle Übersicht 
über die Sicherheitslage sowie über bestehende Maßnahmen und  
Zuständigkeiten erforderlich.“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung zu Über- 

griffen auf Beschäftigte im ÖPNV in Sachsen in den vergan-
genen fünf Jahren vor, aufgeschlüsselt nach Jahr, Verkehrs-
unternehmen und Art des Übergriffs? 

 
Es wird von einer Beantwortung abgesehen. 
 
Die zur Beantwortung der Frage notwendigen Erkenntnisse liegen der Staats-
regierung nicht unmittelbar vor. Sie müssten aufwendig recherchiert werden. 
 
Gemäß Artikel 51 Absatz 1 Satz 1 Verfassung des Freistaates Sachsen ist die 
Staatsregierung verpflichtet, Fragen einzelner Abgeordneter oder parlamen-
tarische Anfragen nach bestem Wissen unverzüglich und vollständig zu  
beantworten. Nach dem Grundsatz der Verfassungsorgantreue ist jedes  
Verfassungsorgan verpflichtet, bei der Ausübung seiner Befugnisse den Funk-
tionsbereich zu respektieren, den die hierdurch mitbetroffenen Verfassungs-
organe in eigener Verantwortung wahrzunehmen haben.  
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Dieser Grundsatz gilt zwischen der Staatsregierung und dem Parlament sowie seinen 
einzelnen Abgeordneten, sodass das parlamentarische Fragerecht durch die Pflicht des 
Abgeordneten zur Rücksichtnahme auf die Funktions- und Arbeitsfähigkeit der Staats-
regierung begrenzt wird. Die Staatsregierung muss nur das mitteilen, was innerhalb der 
Antwortfrist mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung gebracht werden kann (vgl.  
SächsVerfGH, Urteil vom 16. April 1998, Vf. 14-1-97).  
 
Daten im Sinne der Fragestellungen liegen in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 
des Freistaates Sachsen nicht unmittelbar vor. Für das Merkmal „Opferspezifik“ kann in 
der Ausprägung „Beruf/Tätigkeit“ (Opferwerdung in Ausübung der Tätigkeit) – im Sinne 
der Fragestellung – lediglich der Wert „Taxifahrer“ statistisch ausgewertet werden. Eine 
Erfassung des Merkmals „Beschäftigte im ÖPNV“ liegt nicht vor. Der Datenbestand der 
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) umfasst im Zeitraum vom 01. Januar 2020 bis  
31. Dezember 2024 insgesamt 8.296 Fälle (Opferdelikte), bei denen das Merkmal  
„Tatörtlichkeiten PKS“ mit den Ausprägungen „Verkehrsmittel im ÖPV (öffentlicher  
Personenverkehr)“ oder „Haltestelle für ÖPV (öffentlicher Personenverkehr) außerhalb 
des Bahnhofs“ erfasst wurde.  
 
Zur vollständigen Beantwortung der Fragen müssten daher die 8.296 vorliegenden  
Ermittlungsverfahren händisch ausgewertet werden. Wenn man einen Zeitansatz von  
30 Minuten für die Auswertung einer Ermittlungsakte ansetzt, wären dies über  
4.148 Stunden für die Auswertung aller Ermittlungsakten. Bei einer 40-Stunden-Woche 
wäre ein Sachbearbeiter über 100 Wochen mit dieser Auswertung befasst. Dieses  
Personal stünde dann für Kernaufgaben des Polizeivollzugsdienstes nicht bzw. nur sehr 
eingeschränkt zur Verfügung. Die Staatsregierung kam daher bei der vorzunehmenden 
Abwägung zwischen dem parlamentarischen Fragerecht einerseits und der Gewähr- 
leistung der Funktionsfähigkeit der Staatsregierung sowie der ihr zugeordneten Polizei-
behörden andererseits zu dem Ergebnis, dass eine Beantwortung der Frage auch unter 
Berücksichtigung des hohen Rangs des parlamentarischen Fragerechts unverhältnis-
mäßig und ohne erhebliche Einschränkung der Funktionsfähigkeit der sächsischen  
Polizei nicht zu leisten ist. 
 
Nach umfassender Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses einerseits 
und der Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der sächsischen Polizei andererseits wird 
daher, auch unter Berücksichtigung der Zumutbarkeit, von einer Beantwortung der  
Fragen abgesehen und insofern dem Interesse der Öffentlichkeit an einer funktions- 
fähigen Polizei Vorrang gewährt. 
 
Frage 2: Welche Sicherheits- und Notfallkonzepte der sächsischen Verkehrs- 

unternehmen sind der Staatsregierung bekannt, insbesondere hinsicht-
lich Personalabsicherung, technischer Ausstattung und Meldewegen? 

 
Es liegen der Staatsregierung keine Erkenntnisse zu Sicherheits- und Notfallkonzepten 
sächsischer Verkehrsunternehmen, insbesondere hinsichtlich Personalabsicherung, 
technischer Ausstattung und Meldewegen vor. Bei Notfällen ist grundsätzlich davon 
auszugehen, dass eine Verständigung der Polizei über den Notruf 110 erfolgt. 
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Frage 3: Welche Maßnahmen der Zusammenarbeit zwischen Verkehrsunterneh-
men, Polizei und Ordnungsbehörden bestehen derzeit zur Prävention 
und Ahndung von Gewaltvorfällen im ÖPNV? 

 
Die Antwort bezieht sich ausschließlich auf die Zusammenarbeit innerhalb der 
Zuständigkeitsbereiche der Landespolizei. Fragen zu Maßnahmen der Zusammenarbeit 
in sachlicher und örtlicher Zuständigkeit der Bundespolizei liegen in deren 
Gesamtverantwortung und können hier nicht beantwortet werden. 
 
Beginnend im Jahr 2015 wurde durch das Landeskriminalamt (LKA) unter Einbeziehung 
der Polizeidirektionen die Rahmenkonzeption „Umsetzung der Handlungsempfehlungen 
zur Aufklärung und Beratung von Betreibern des öffentlichen Personenverkehrs zur 
Früherkennung geplanter Anschläge“ (Bund-Länder-Arbeitsgruppe des UA FEK, der AG 
Kripo und der Projektleitung Polizeiliche Kriminalprävention sowie unter Beteiligung der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe des UA Recht- und Verwaltung (RV)) umgesetzt und jährlich 
über den Sachstand berichtet. In der Berichterstattung im Jahr 2020 für den 
Berichtszeitraum 2019 wurde festgestellt, dass seitens der ÖPV-Betreiber kein oder nur 
geringer Beratungsbedarf bestand. Daraufhin wurde um eine abschließende 
Berichterstattung gebeten. Im Ergebnis der Mitteilungen der Polizeidirektionen hatte sich 
der Sachstand bezüglich des nicht bestehenden Beratungsbedarfs bestätigt. Jedoch 
teilten die Polizeirektionen mit, dass sie weiterhin im Kontakt mit den ÖPV-Betreibern 
stehen.  
 
Frage 4: Welche technischen Sicherheitsmaßnahmen (z. B. Videoüberwachung, 

Notrufsysteme, Bodycams) sind nach Kenntnis der Staatsregierung in 
sächsischen ÖPNV-Fahrzeugen und an Haltepunkten im Einsatz? 

 
Für die Umsetzung von Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von Personal und 
Fahrgästen in Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennahverkehrs sind vorrangig die 
entsprechenden Verkehrsunternehmen verantwortlich. Die von der Staatsregierung zur 
Verfügung gestellten Fördermöglichkeiten für Fahrzeuge und Haltestellen im ÖPNV 
beinhalten in der Regel die Ausstattung mit Videotechnik. Deren Einsatz beziehungs-
weise eine Erweiterung der Sicherheitsmaßnahmen hängt dann aber von dem Betreiber 
ab. Bodycams zählen zu den Möglichkeiten der persönlichen Schutzausrüstung, die 
Staatsregierung hat keine Informationen über den Einsatz im sächsischen ÖPNV. 
 
Die Ausstattung von Stationen mit Videotechnik erfolgt nach Angaben der Deutschen 
Bahn AG anhand abgestimmter Kriterien in Absprache mit der Bundespolizei. 
Bundesweit sind mehr als 11.000 Kameras auf den Stationen installiert. Eine 
Übermittlung einer Stationsübersicht der videoüberwachten beziehungsweise nicht 
überwachten Bahnhöfe ist der Deutschen Bahn AG aus Sicherheitsgründen nicht 
möglich. Gleiches gilt für den Einsatz von Sicherheitskräften auf Verkehrsstationen im 
Freistaat Sachsen, welcher auf Basis abgestimmter Sicherheitskonzepte durchgeführt 
wird. Diese sehen unter anderem für einzelne große Bahnhöfe die Ausrüstung der 
Sicherheitskräfte mit Bodycams vor. 
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Frage 5: Welche Unterstützungs- oder Förderinstrumente des Freistaates ste-
hen Verkehrsunternehmen zur Verfügung, um Sicherheitsmaßnahmen 
für Beschäftigte und Fahrgäste umzusetzen oder auszubauen? 

 
Bewährte Förderrichtlinien für sächsische Verkehrsunternehmen im ÖPNV, welche 
direkt oder indirekt die Erhöhung der Sicherheit beinhalten, sind die Richtlinie-ÖPNV, die 
Richtlinie Bus und die Richtlinie Mobilität EFRE/JTF. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Regina Kraushaar 
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